
NEWS 0 1 / 2 0 1 2

I N H A L T

0 3 	 T E L E K O M M U N I K A T I O N
	 P r o b l e m e  m i t 
	 d e m  H a n d y n e t z -
	 b e t r e i b e r

0 4 	 Z I V I L R E C H T
	 G e w ä h r l e i s t u n g 
	 o d e r  G a r a n t i e ?

0 6 	 M I E T R E C H T
	 M i e t z i n s a n h e b u n g  	
	 b e i m  Ve r k a u f  e i n e s  	
	 U n t e r n e h m e n s

0 7 	 M I E T R E C H T
	 B e t r i e b s k o s t e n 

0 8 	 G E N O S S E N - 
	 S C H A F T S R E C H T
	 K a u f e n  e i n e r 
	 G e n o s s e n s c h a f t s -
	 w o h n u n g

1 0 	 P R A X I S
	 R e c h t z e i t i g e 
	 Ü b e r t r a g u n g  v o n 
	 Ve r m ö g e n 	

Creat ive ideas for  the exci t ing wor ld of  law.



T E L E K O M M U N I K A T I O NE D I T O R I A L

Mit 01.10.2011 wurde die TELOS Law Group gegründet und 

ist momentan in Wien, Klagenfurt und Baden vertreten.

Das Team der TELOS Law Group versteht sich als junge 

und dynamische Vereinigung, die Fortbildung, Qualität 

und Serviceorientiertheit als wesentliche Elemente ihrer 

Tätigkeit sieht. Nur durch stete Weiterentwicklung und 

dem Elan engagierter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

ist es möglich, für Sie optimale Ergebnisse zu erzielen. 

In unserem ab nunmehr erscheinenden Newsletter veröf-

fentlichen wir Beiträge zu den Fachgebieten unserer Kanzlei.

Wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu können, dass Mag.  

Michael Froner das Team der TELOS Law Group Wien ab 

April 2012 verstärken wird.

Gerne stehen wir Ihnen unter der e-Mailadresse newslet-

ter@telos-law.com für Fragen und Anregungen im Zusam-

menhang mit den Themen dieser Ausgabe zur Verfügung. 

T E L O S  L A W G R O U P

Probleme mit dem Handy-
netzbetreiber – das Schlich-
tungsver fahren vor der RTR:

War das Mobiltelefon noch vor etwa 
15 Jahren eine wenig weitverbreitete 
und unansehnliche Erscheinung, so ist 
es heute unser stylischer Begleiter. Der 
hohe Wettbewerb der Mobilfunkbetrei-
ber hat zu einem drastischen Rückgang 
der Kosten für Telefonie, SMS und Daten-
transfer geführt. Schon längst wird 
mit dem Mobiltelefon nicht mehr nur te-
lefoniert. Mit den sogenannten Smart-
phones ist auch die Internetnutzung auf 
relativ hohem Niveau möglich.

Trotz oder gerade wegen dieser Vielzahl an Möglich-

keiten der Nutzung von Mobiltelefonen werden Nut-

zer häufig von hohen Rechnungen überrascht. Häufig 

ist die Ursache für diese hohen Rechnungen der laxe 

Umgang mit im Tarif inkludierten Leistungen bzw. die 

Kostenunterschätzung. Obwohl die Mobilfunkbetreiber 

mit hochwertigen Systemen ausgestattet sind, kommt 

es trotzdem zu Fehlverrechnungen. Tritt ein solcher Fall 

ein, ist selbstverständlich das oberste Ziel des Kunden, 

diese Kosten nicht tragen zu müssen. 

Die Mobilfunkbetreiber sehen in ihren AGBs vor, dass 

Rechnungen beeinsprucht werden können. Führt dieser 

Einspruch zu keinem Erfolg, kann der Streit vor Gericht 

ausgetragen werden. Gemäß § 122 TKG existiert jedoch 

auch ein Streitschlichtungsverfahren vor der Rundfunk 

& Telekomregulierungs-GmbH. Streit- oder Beschwerde-

fälle können der Regulierungsbehörde vorgelegt wer-

den. Im Gesetz werden insbesondere die Qualität des 

Dienstes, aber auch andere Verletzungen des TKG als 

Gründe für die Anrufung der Schlichtungsstelle aufge-

zählt. Ein Streitschlichtungsverfahren ist somit nicht nur 

wegen der Rechnungshöhe möglich. 

Die Regulierungsbehörde hat die Aufgabe, eine ein-

vernehmliche Lösung zwischen dem Kunden und dem 

Betreiber herbeizuführen oder ihre Ansicht zum jewei-

ligen Sachverhalt mitzuteilen. Voraussetzung für ein 

Schlichtungsverfahren ist der vorangegangene Lö-

sungsversuch oder Rechnungseinspruch, d.h. es muss 

vorher versucht werden, auf schriftlichem Wege eine 

Lösung mit dem jeweiligen Mobilfunkbetreiber zu fin-

den. Ist eine Rechnung strittig, muss dies fristgerecht 

schriftlich beeinsprucht werden. Diese Frist ist je nach 

Betreiber von unterschiedlicher Dauer (ein Hinweis dar-

auf ist auf der Rechnung zu finden). Reagiert der Mobil-

funkbetreiber nicht wunschgemäß auf den Rechnungs-

einspruch, kann binnen eines Monats ein begründeter 

und vollständig ausgefüllter Schlichtungsantrag mittels 

Verfahrensformular bei der Schlichtungsstelle einge-

bracht werden. Auch wenn nicht innerhalb von sechs 

Wochen ab dem Rechnungseinspruch eine schriftliche 

Antwort durch den Betreiber erfolgt, kann die Schlich-

tungsstelle ein Schlichtungsverfahren für zulässig erklä-

ren. In diesem Fall ist ebenfalls binnen eines Monats der 

Schlichtungsantrag einzubringen1. 

Das erwähnte Verfahrensformular ist auf der Home-

page der Schlichtungsstelle (www.rtr.at) zu finden. Im 

Falle strittiger Rechnungen stehen wir auch gerne für 

eine ausführliche Beratung zur Verfügung.
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1)  Vgl § 2 lit B-D Verfahrensrichtlinien für das Schlichtungsverfahren mit Betreibern 
von Telekommunikationsdiensten nach § 122 Abs 1 Z 1 TKG 2003
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Die Begriffe „Gewährleistung“ und „Ga-
rantie“ werden im täglichen Sprachge-
brauch oft verwechselt oder als Syno-
nyme verwendet. Sowohl aus der Sicht 
der Gewährleistungs- oder Garantie-
pflichtigen wie auch aus der Sicht des 
Berechtigten ist die Unterscheidung zwi-
schen den beiden Begriffen wesentlich. 

G ew  ä hrleistung        

Die Gewährleistung ist gesetzlich geregelt und gegen-

über Konsumenten nur sehr eingeschränkt abzuändern.

Unter dem Begriff „Gewährleistung“ wird das Recht 

des Käufers verstanden, dass der Kaufgegenstand zum 

Zeitpunkt der Übergabe mängelfrei ist. Der Käufer soll 

für den vereinbarten Kaufpreis auch den bedungenen 

Gegenstand erhalten. Die Frist zur Geltendmachung 

des Gewährleistungsanspruches beträgt bei bewegli-

chen Sachen grundsätzlich zwei Jahre, bei unbewegli-

chen drei Jahre. Es ist darauf zu achten, dass der Mangel 

zumindest im Ansatz bei der Übergabe vorhanden war.

Aus prozesstaktischen Gründen ist es zu empfehlen, 

dass der Gewährleistungsanspruch möglichst kurzfristig 

nach Bekanntwerden des Mangels geltend gemacht 

werden sollte. Dies einerseits, um Beweisprobleme 

möglichst gering zu halten, und andererseits, weil wäh-

rend der ersten sechs Monate nach dem Erwerb eines 

beweglichen Gegenstandes eine Beweislastumkehr zu 

Gunsten des Käufers gilt, das heißt, es wird während 

der ersten sechs Monate vermutet, dass der Mangel 

bei der Übergabe bereits vorhanden war. Der Verkäu-

fer muss im Falle der Geltendmachung innerhalb der 

ersten sechs Monate das Gegenteil beweisen.

Im Verhältnis von Unternehmer zu Unternehmer kann 

der Gewährleistungsanspruch modifiziert und auch 

eingeschränkt werden. Sollten Sie daher als Unterneh-

mer Produkte an einen Wiederverkäufer liefern und die 

Gewährleistung einschränken oder modifizieren wollen 

bzw. ein bestimmtes Prozedere im Zusammenhang mit 

der Gewährleistungsabwicklung festlegen wollen, so 

müsste dies vertraglich vereinbart werden.

G arantie     

Im Gegensatz zur Gewährleistung wird unter einer Ga-

rantie in der Regel verstanden, dass das gelieferte 

Produkt während der gesamten Garantiefrist funktions-

fähig ist; meistens werden jedoch Verschleißteile von 

diesem Garantieanspruch ausgenommen. Es wird da-

her nicht auf den Zeitpunkt der Übergabe des Kaufge-

genstandes – wie bei der Gewährleistung – sondern auf 

die gesamte Garantiefrist abgestellt.

Bei der Garantie handelt es sich um eine freiwillige Leis-

tung des Verkäufers, daher wird der Inhalt des Garan-

tievertrages stets auch gesondert geregelt, sodass sich 

die Verpflichtungen des Verkäufers ausschließlich aus 

der Garantievereinbarung ergeben.

Aus der Sicht des Unternehmers wäre daher genau 

darzulegen, wie weit die Garantieansprüche gewährt 

werden sollen; für den Erwerber eines Produktes ist we-

sentlich, welche Ansprüche ihm zustehen. Eine Klärung 

kann daher nur auf Basis des bestehenden Garantie-

vertrages erfolgen. Unternehmen ist wiederum zu raten, 

die Garantie derart einschränkend zu formulieren, dass 

die Durchsetzung der Garantieansprüche nicht zu wirt-

schaftlichen Problemen führt.

Im Falle der Gewährung einer Garantie wäre auch an-

zuraten, den Ablauf der Garantieabwicklung zu regeln, 

beispielsweise innerhalb welcher Fristen die Ansprüche 

geltend gemacht werden müssen, ob bestimmte Garan-

tieformulare zu verwenden sind oder, ob der Garantie-

anspruch zum Beispiel von der Mitteilung der Installation 

eines Produktes abhängig ist.

Die genaue vertragliche Regelung dieser wechselseiti-

gen Rechte und Pflichten erspart sowohl dem Verkäufer 

als auch dem Käufer nicht unbeträchtliche Probleme 

und Prozessrisiken.

Achten Sie daher stets darauf, welche Rechte Sie zuge-

stehen bzw. erhalten.

NEWS 01/201204
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Gewährleistung oder Garantie?
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Dr. Peter Winalek
T E L O S  L AW G R O U P  Wien



Wird in einem gemieteten Geschäfts-
raum, welcher dem MRG unterliegt, vom 
Hauptmieter ein Unternehmen betrieben 
und soll dieses in weiterer Folge veräu-
SSert werden, ist einiges zu beachten: 

Soll das Unternehmen weiterbetrieben werden, kommt 

es gemäß § 12 a MRG zu einem gesetzlichen Vertrags-

übergang des Mietverhältnisses vom ursprünglichen 

Hauptmieter auf den Käufer des Unternehmens. Dieser 

wird dann neuer Hauptmieter der Geschäftsräumlichkeit.

Dieser Situationen gleichgestellt sind die Verpachtung 

sowie gesellschaftsrechtliche Umstrukturierungsmaß-

nahmen, sofern diese dazu führen, dass sich die rechtli-

che und wirtschaftliche Einflussmöglichkeit auf das Un-

ternehmen ändert. Das ist insbesondere dann der Fall, 

wenn sich die Mehrheitsverhältnisse ändern und der 

begünstigte Gesellschafter nun Geschäftsführer bestel-

len und abberufen kann.

Sowohl der Verkäufer als auch der Käufer müssen einen 

Verkauf dem Vermieter anzeigen. Diese Mitteilung setzt 

eine Frist von 6 Monaten in Gang, in welcher der Ver-

mieter von einem Mietzinsanhebungsrecht Gebrauch 

machen kann. Dieses Recht kommt dem Vermieter 

dann zu, wenn zum Zeitpunkt des Verkaufs der bisheri-

ge Mietzins niedriger als der angemessene Mietzins ge-

mäß § 16 Abs 1 Z 1 MRG ist.

Der Mietzins kann bis zu dieser Grenze angehoben werden 

und wird beim nächsten Termin fällig. Der neue, ange-

messene Mietzins befindet sich typischerweise auf Markt-

niveau, was zu einer drastischen Erhöhung führen kann.

Jedoch muss der Vermieter gewisse Abschläge in Kauf 

nehmen, wenn das betriebene Unternehmen zur Nah-

versorgung der Bevölkerung mit wichtigen Waren oder 

Dienstleistungen nötig ist und aus einer typischerweise 

ertragsschwachen Branche stammt.

Wird die künftige Veräußerung eines Unternehmens 

in einem gemieteten Geschäftsraum beabsichtigt, 

hat der Hauptmieter die Möglichkeit, den angemes-

senen Mietzins gerichtlich bestimmen zu lassen. Diese 

Entscheidung ist für den Käufer und für den Vermieter 

bindend, wenn es innerhalb eines Jahres zum Verkauf 

kommt.

Aufgrund des Mietzinsanhebungsrechts des Vermie-

ters können sich die Fixkosten eines Unternehmens in 

solchen Situationen innerhalb eines kurzen Zeitraums 

vervielfältigen. Ein unvorhergesehener Mietzinsanstieg 

kann durchaus die Existenz von Unternehmen gefähr-

den. Daher ist es bei geplanten Unternehmensver-

käufen oder -verpachtungen sowie bei gesellschafts-

rechtlichen Umstrukturierungen ratsam, sich rechtlich 

beraten zu lassen.

M I E T R E C H T

Mietzinsanhebung beim 
Verkauf eines Unternehmens

Mag. Michael Froner
T E L O S  L AW G R O U P  Wien

M I E T R E C H T

Betriebskosten – 
Vermieterpfl ichten, 
Mieterrechte

Die Verrechnung der Betriebskosten bil-
det immer wieder Anlass zu Auseinan-
dersetzungen zwischen Vermieter und 
Mieter. Die Betriebskosten sind in § 21 
MRG abschlieSSend aufgezählt. Als Be-
triebskosten können daher nur die dort 
genannten Aufwendungen verrechnet 
werden. 

Grundsätzlich kann der Vermieter zwischen Einzelvor-

schreibung und Jahrespauschalverrechnung wählen; 

letztere wird allgemein angewandt. Die Pauschalra-

ten werden in monatlich gleicher Höhe vorgeschrie-

ben. Die Höhe der Rate ist vom Gesamtbetrag der 

Betriebskosten und der öffentlichen Abgaben des vo-

rausgegangenen Jahres zu errechnen; im Falle einer 

zwischenzeitigen Erhöhung der Betriebskosten oder öf-

fentlichen Abgaben darf die Pauschalrate um maximal 

10 % erhöht werden.

Der Vermieter muss die Betriebskosten und die vorge-

schriebenen Pauschalraten längstens bis 30.6. des Fol-

gejahres abrechnen, Einsicht in die Abrechnung und 

Belege gewähren und auf Verlangen Kopien anferti-

gen. Erfüllt der Vermieter seine diesbezüglichen Pflich-

ten nicht, so kann gemäß § 20 Abs 4 MRG jeder Mieter 

ihre Erfüllung im Außerstreitverfahren erzwingen. 

Die Abrechnung hat alle im vorangegangenen Jahr 

fällig gewordenen Betriebskosten zu erfassen. Erfolgt 

die Abrechnung nicht innerhalb eines Jahres nach 

Ablauf der Abrechnungsperiode, so kann der Vermie-

ter die nicht verrechneten Auslagen vom Mieter nicht 

mehr verlangen. Eine Ergänzung und Berichtigung der 

Abrechnung ist nur bis zum Ende des der Abrechnungs-

periode folgenden Jahres möglich. Ein sich aus der Ab-

rechnung ergebender Überschuss oder Fehlbetrag ist 

zum übernächsten Zinstermin auszugleichen. Innerhalb 

von drei Jahren kann jeder Mieter im Außerstreitverfahren 

überprüfen lassen, ob die vom Vermieter verrechneten 

Ausgaben Betriebskosten im Sinne des § 21 MRG sind.

Dr. Friederike Lenk
 T E L O S  L AW G R O U P  Wien
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Als Mieter oder sonstiger Nutzungs-
berechtigter einer Wohnung bzw.  
eines Geschäftsraumes einer gemein-
nützigen Bauvereinigung hat man bei 
Vorliegen gewisser Voraussetzungen 
Anspruch auf Übertragung der Woh-
Nung in das Wohnungseigentum. In der 
Praxis handelt es sich hierbei meist um 
sogenannte „GenossenschaftswoH-
Nungen“. Das heiSSt, sofern bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sind, hat man 
ein Recht darauf, die bewohnte Ge- 
nossenschaftswohnung zu kaufen. 
Doch wie funktioniert das?

Aus Anlass des Mietvertragsabschlusses hat der Mieter 

meist eine Zahlung an die Bauvereinigung als Beitrag 

zur Finanzierung des Bauvorhabens zu leisten; hierbei 

handelt es sich um den Finanzierungsbeitrag – in der 

Umgangssprache fälschlicherweise als „Genossen-

schaftsbeitrag“ bezeichnet. Diese Zahlung erhält er 

im Falle der Auflösung des Mietvertrages, vermindert 

um die ordnungsgemäße Absetzung für Abschreibung 

(jährlich ein Prozent), zurück.

Der Mieter hat jedoch gemäß §§ 15 b ff. WGG (Woh-

nungsgemeinnützigkeitsgesetz) unter gewissen Um-

ständen Anspruch auf Übertragung der Wohnung in 

das Wohnungseigentum; die wesentlichen Umstände 

sollen nachfolgend dargestellt werden:

Zunächst muss die erste Überlassung in Miete erfolgt 

sein und die Baulichkeit erstmals vor mehr als zehn 

Jahren bezogen worden sein. Der Erwerber muss alle 

Verpflichtungen der Bauvereinigung übernehmen (ins-

besondere zur Herstellung der Baulichkeit an diese ge-

währte Darlehen). Hat der Mieter bei Wohnungen mit 

aufrechter Förderung nach dem 30. Juni 2000 einen 

Finanzierungsbeitrag in der Höhe von mehr als 50 Euro 

pro m² Nutzfläche (wertgesichert) geleistet bzw. liegt 

ein verbindliches Angebot der Bauvereinigung vor, so 

hat der Mieter Anspruch auf Übertragung in das Woh-

nungseigentum.

Der Preis für die Übertragung in das Wohnungseigen-

tum hat angemessen zu sein. Er hat unter anderem 

einen Beitrag zur Deckung der Bewirtschaftungsauf-

wendungen zu beinhalten. Außerdem sind ihm die ge-

samten Herstellungskosten zugrunde zu legen (insbe-

sondere Baukosten, Grund- und Aufschließungskosten). 

Der vom Mieter aus Anlass des Mietvertrages erbrachte 

Finanzierungsbeitrag ist bei der Berechnung des Preises 

in Abzug zu bringen.

G E N O S S E N S C H A F T S R E C H T

Wann kann ich eine 
Genossenschaftswohnung 
kaufen?

Mag. Christian Weinzinger
T E L O S  L AW G R O U P  Wien
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Gerade in Zeiten von Finanzkrisen stel-
len sich viele die Frage, wie das erwirt-
schaftete Vermögen am besten anzu-
legen ist. Diverse Finanzprodukte sind 
hohen Schwankungen unterworfen 
und führen nicht selten zu groSSen und 
bedauerlichen Verlusten.

Eine gute Alternative stellt die Investition in Immobili-

en dar. Doch gerade mit zunehmendem Alter müssen 

sich Eigentümer von Immobilien überlegen, was mit 

ihrem aufgebauten Vermögen geschehen soll; die 

Wahrscheinlichkeit, die Dienste eines Alters- oder Pfle-

geheims in Anspruch nehmen zu müssen, steigt. Die 

Kosten, die eine Aufnahme in solche Heime verursacht, 

sind erheblich und müssen vom Betroffenen selbst ge-

tragen werden, soweit dieser hiezu in der Lage ist. Das 

heißt, dass unter Umständen Immobilien, die sich im Ei-

gentum des Betroffenen befinden, zur Kostentragung 

heranzuziehen sind. So kann es mitunter passieren, dass 

Immobilien, die zur Vorsorge der Kinder oder sonstiger 

Angehöriger angeschafft wurden, veräußert werden 

müssen. Um dies oder Ähnliches zu vermeiden, sollte ab 

einem gewissen Alter die Übertragung von Immobilien 

in Betracht gezogen werden.

Reicht das Vermögen einer Person nicht aus, um die 

Kosten des Aufenthalts in einem Alters- bzw. Pflege-

heim zu tragen, springen die Länder gemäß dem je-

weiligen Sozialhilfegesetz (SHG) ein1. Die Sozialhilfeträ-

ger können sich jedoch mittels ehemaligem Vermögen 

des Sozialhilfeempfängers, welches zur Umgehung der 

Ansprüche des Sozialversicherungsträgers übertragen 

wurde, schadlos halten. Wird beispielsweise in Wien 

Vermögen ohne entsprechende Gegenleistung (zum 

Beispiel Geldleistungen, etc.) übertragen, so hat der 

Wiener Sozialhilfeträger die Möglichkeit diese Übertra-

gung anzufechten, wenn sie innerhalb der letzten drei 

Jahre vor der Zeit der Hilfeleistung, während der Hilfe-

leistung oder innerhalb von drei Jahren nach Beendi-

gung der Hilfeleistung erfolgt.

Da der Zugriff auf Vermögen, das zur Umgehung der 

Ansprüche des Sozialhilfeträgers übertragen wurde, 

nur unter Einhaltung gewisser Fristen möglich ist, soll-

te darauf geachtet werden, Vermögen rechtzeitig zu 

übertragen, um einen Regress des jeweiligen Sozialhil-

feträgers zu vermeiden.

Es ist auch darauf zu achten, dass sich die Sozialhilfeträ-

ger unter Umständen selbst ohne Vermögensübertra-

gung bei nahen Angehörigen der Leistungsempfänger 

P R A X I S

Rechtzeitige 
Übertragung von Vermögen 
(insbesondere Immobil ien)

Mag. Thomas Nikodem, LL.M.
T E L O S  L AW G R O U P  Wien

1) Das Erlassen von Sozialhilfegesetzen ist Landessache; somit gibt es in Österreich 
neun Sozialhilfegesetze.
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regressieren können, soweit dies im SHG vorgesehen ist. 

Die Regressmöglichkeit des Sozialhilfeträgers gegen-

über den nahen Angehörigen des Sozialhilfeempfän-

gers ist in einigen Ländern durch Ausnahmen jedoch 

sehr stark eingeschränkt. In Wien zum Beispiel dürfen 

Verwandte in absteigender Linie (also Kinder und En-

kelkinder) gemäß § 27 Wiener Sozialhilfegesetz (WSHG) 

nicht zum Ersatz herangezogen werden. 
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